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4 1. Einleitung

1. Einleitung

Das neuartige Virus SARS-CoV-2 löste im Jahr 2020 eine glo-
bale Krise aus. Von China ausgehend verbreitete sich das Virus 
nahezu über die gesamte Welt und führte zu zahlreichen 
staatlichen Maßnahmen mit dem Ziel seiner Eindämmung 
oder gar Auslöschung. Während Unsicherheit, insbesondere 
in Hinblick auf die Gefährlichkeit des Virus, das Geschehen 
gerade in den ersten Monaten der Pandemie prägte, domi-
nierte eine umso klarere politische Linie: Nationale Lock-
downs sowie Shutdowns in verschiedenen Abstufungen 
und zahlreiche bis dato nur in autoritären Systemen vorstell-
bare Grundrechtseinschränkungen bestimmten das Gesche-
hen in einer Vielzahl von Staaten. Im zumeist globalen 
Gleichschritt erfolgte unter anderem die temporäre Schlie-
ßung von Schulen, kulturellen Einrichtungen, Sportclubs, 
des Einzelhandels, selbst von Grenzen. Auch Ausgangssper-
ren waren ein Mittel, mit dem die Verbreitung des Virus ein-
gedämmt werden sollte. Während einige Staaten wie z. B. 
Schweden, Florida oder auch Großbritannien (phasenweise) 
eine liberalere Politik mit differenzierteren Maßnahmen ein-
schlugen, schien Deutschland überwiegend auf eine breit-
flächige Null-Risiko-Strategie und weniger differenzierte 
Lösungen zu setzen. Zu groß schien die Angst vor SARS-
CoV-2 und seinen Varianten sowie vor einer Überlastung des 
Gesundheitssystems, vor der auch noch nach über fast zwei 
Jahren gewarnt wurde (Stand: 1.1.2022). Ebenso lange 
dauern bereits viele der Grundrechtseinschränkungen in 
Deutschland an. Hat Schweden, welches ohne Lockdown 
und mit weniger Grundrechtseinschränkungen durch die 
Krise ging, folglich fahrlässig gehandelt oder aber verant-
wortungsvoll – auch mit Blick auf die Folgen staatlicher 
Maßnahmen für Gesellschaft, Gesundheit, Wirtschaft und 
Politik?

Die Betroffenheit von Ländern variierte stark ebenso wie 
die Dynamik des Geschehens, die mit viel Unsicherheit ein-
herging. Im Gegensatz zu anderen Ländern blieb in Deutsch-
land noch zu Beginn der Pandemie 2020 die prognostizierte 
hohe Anzahl von Todesopfern aus. Damit lief hier die Debatte 
über die getroffenen Maßnahmen langsam an: Hatte die 
Politik eventuell im Wechselspiel mit den Medien angesichts 
des Bildes von Militärkonvois und der Berichterstattung aus 
Bergamo überreagiert?

Bereits einige Monate nach der ersten Welle 2020 lagen 
Daten vor, die Hinweise auf die Sterblichkeit des Virus gaben. 
Die Infektionssterblichkeit lag im Herbst 2020 laut Professor 
Christian Drosten, dem Leiter der Virologie an der Berliner 
Charité, für Deutschland bei circa 1 Prozent (Rehrmann 2020). 

Die Risikoverteilung hierbei war gemäß einer Meta- 
Studie aus den USA altersabhängig sehr unterschiedlich. Sie 
stieg mit fortschreitendem Alter stark an:

„Demnach gilt für die Altersgruppe von 35 bis 44 
Jahren im Mittel: Eine Corona-Infektion ist in diesem 
Alter ungefähr so gefährlich wie eine Influenza. Bei 
der Altersgruppe zwischen 45 und 54 Jahren liege 

die Infektionssterblichkeit dann schon höher – bei 
0,2 Prozent. Und für die Gruppe von 55 und 64 Jahren 
beträgt der Wert laut der Studie schon 0,7 Prozent.“ 
 (ebd.) 

Eine im Herbst 2020 bei der WHO veröffentlichte Meta-Studie 
von John Ioannidis, u. a. Professor für Epidemiologie an der 
Stanford University, bestätigt starke regionale Unterschiede 
bei der Betroffenheit durch SARS-CoV-2, die vor allem auf 
den Anteil alter Menschen in der Bevölkerung, aber auch auf 
andere Faktoren wie die Qualität des Gesundheitswesens 
zurückzuführen sind. Er stellt in seiner Studie eine Infektions-
sterblichkeit von im Mittel 0,23 heraus (siehe Ioannidis 
2020b).

Der Philosoph und stellvertretende Vorsitzende des 
deutschen Ethikrates Julian Nida-Rümelin bezeichnete die 
von Corona ausgehende Gefahr im April 2021 für Menschen 
unter 50 „statistisch bei weitem geringer als bei einer saiso-
nalen Grippe“ (Schütz 2021b). 

Im Unterschied zur Influenza gab es jedoch für die Bür-
gerinnen und Bürger zu Beginn der Pandemie keine Mög-
lichkeit, sich gegen SARS-CoV-2 impfen zu lassen. Zudem 
bestand Unsicherheit in Bezug auf richtige Behandlungs-
methoden, Immunität sowie Langzeitschäden.

Wie gerechtfertigt waren ausgehend von diesen Infor-
mationen somit die Angst in der Bevölkerung und die Reak-
tionen von Medien und Politik hierauf? Und wie sind diese 
in Anbetracht des Wissenszuwachses im Laufe der Pandemie 
zu bewerten? 

Während die WHO beispielsweise von Lockdowns abriet 
und diese als ultima ratio sah (siehe Pieper 2020), schienen 
sie in Deutschland lange Zeit nicht an Akzeptanz einzubüßen. 
Die Frage nach dem richtigen Maß und der Verhältnismäßig-
keit  der getroffenen Maßnahmen bei der Eindämmung des 
Virus ist von entscheidender Bedeutung: Nur eine Debatte 
hierüber kann das ständige Hinterfragen und Ausloten des 
Spannungsfeldes zwischen Freiheit und Schutz bzw. Sicher-
heit gewährleisten. Hiermit gehen zudem weitere demokra-
tietheoretische Bewertungen einher. 

Die Verhältnismäßigkeitsprüfung (für weitere Informa-
tionen siehe Bundeszentrale für politische Bildung 2019) hat 
eine Rechtsgüterabwägung zum Kern, d. h. eine Kosten-
Nutzen-Analyse, welche auf Vorstellungen von Gesellschaft 
und Demokratie basiert. Bei dieser werden die potentiellen 
Schäden durch die Maßnahmen den Schäden gegenüber-
gestellt, die ohne die Maßnahmen aufgetreten wären. In 
den drei Bänden handelt es sich primär um eine nicht-juristi-
sche und subjektive Verwendung des Begriffs „Verhältnis-
mäßigkeit“, die nicht dazu dient – Verwaltungsgerichten 
gleich –, einzelne Maßnahmen zu bewerten, sondern die 
Geschehnisse in einer Gesamtschau in ihrer Verhältnismä-
ßigkeit zu beurteilen. Um dies verwirklichen zu können, ist 
eine Einordnung der Ereignisse, ein „ins Verhältnis setzen“, 
unerlässlich.
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